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Terminhinweise

Wiederholung
Freitag, 8. Juli, 10 Uhr, Hugo-Wolf-Straße 70

Die Grundschule und die Städtische Kindertagesstätte an der Hugo-Wolf-
Straße feiern ihr 50-jähriges Bestehen. Im Rahmen des Festakts sprechen
Stadträtin Christine Strobl (SPD) in Vertretung des Oberbürgermeisters
und Stadtschulrätin Elisabeth Weiß-Söllner.

Dienstag, 12. Juli, 12 Uhr, Schubinweg 3

Eröffnungsfeier nach Erweiterung und Generalinstandsetzung für die
Grundschule am Schubinweg 3. Nach der Begrüßung durch die Leiterin
der Grundschule, Brigitte Lukowitz, sprechen Bürgermeisterin Dr. Gertraud
Burkert, Dr. Josef Tress als Vertreter der Stadtschulrätin, Baureferentin
Rosemarie Hingerl und der Fachliche Leiter des Staatlichen Schulamtes,
Günter Gramsamer. Die Schule gestaltet ein festliches Rahmenprogramm.

Dienstag, 12. Juli, 15 Uhr, Burghof im Alten Hof

Oberbürgermeister Christian Ude spricht Grußworte zur Eröffnung des
fränkischen Weinfestes im Burghof.

Meldungen

(teilweise voraus)
Oberbürgermeister Christian Ude zur Kritik an Dallmayr

(7.7.2005) „Vollkommen unangemessen” ist nach Ansicht von Oberbürger-
meister Christian Ude der Angriff der drei ehemaligen Stadtpolitiker Dr.
Franz Forchheimer, Dr. Jürgen Kolbe und Dr. Winfried Zehetmeier auf die
Feinkostfirma Dallmayr. Zunächst einmal müsse man den beiden CSU-
Politikern Forchheimer und Zehetmeier entgegenhalten, dass ihre lautstar-
ke Kritik an der „Dreistigkeit und Raffgier“, mit der „die 700 Jahre alte Wit-
telsbacher-Burg erobert und wie Beutegut ausgeschlachtet“ werde, sich
gegen niemand anderen als den CSU-regierten Freistaat Bayern richte, der
den Alten Hof zum Gegenstand eines Investorenprojektes gemacht hat.
„Wenn erfahrene Kommunalpolitiker dies erst lange Zeit nach den inten-
siven öffentlichen Diskussionen über den Wettbewerb bemerken, sollten
sie aber wenigstens den richtigen Adressaten ihrer Kritik nennen.”
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Zum Dallmayr-Projekt sei festzustellen, dass dieses Grundstück in den
Jahrzehnten der Amtszeit der drei Ehemaligen eine der hässlichsten Stel-
len der Altstadt gewesen sei, geprägt von störendem Lieferverkehr. „Das
Bauvorhaben wurde genehmigt, damit Anlieferung, Ver- und Entsorgung
endlich in einem Gebäude ohne Störung der Nachbarschaft abgewickelt
werden können. Die von Dallmayr gewünschten Funktionsräume, wie
Tiefgarage, Personalräume, Kantine und Büros, werden auch tatsächlich
für diese Zwecke benötigt. Auf einhelligen Wunsch der Jury und der Stadt
wurde außerdem zur Belebung dieser städtebaulichen Situation ein Laden-
geschäft vorgesehen. Die Vermietung dieses Geschäfts an Dritte ist in
keiner Weise zu beanstanden.” Abschließend sei noch darauf hinzuweisen,
dass die historische Bebauung sehr viel enger gewesen sei als der jetzt
geschaffene Zustand. „Schon beim Richtfest habe ich ausdrücklich be-
grüßt, dass Dallmayr mit dieser Investition seine logistischen Probleme
löst und sich dauerhaft zur Altstadt als Standort bekennt.”

Computer-implementierte Erfindungen:

EU-Parlament kippt umstrittene Richtlinie zur Patentierbarkeit

(7.7.2005) Mit großer Mehrheit (648 von 680 abgegebenen Stimmen) haben
die EU-Parlamentarier am gestrigen Mittwoch in ihrer Plenarsitzung in
Straßburg den „Gemeinsamen Standpunkt” des EU-Rates für eine Richt-
linie zur Patentierbarkeit „computerimplementierter Erfindungen“ zurück-
gewiesen.
Nachdem noch vor einigen Tagen der Ausgang der Abstimmung nicht vor-
hersehbar war, ist das Parlament mit diesem Votum den seltenen Weg
gegangen, einen Richtlinienentwurf komplett abzulehnen. Damit findet die
heftige und kontroverse Diskussion von Gegnern und Befürwortern der
Richtlinie zunächst ein Ende.
Oberbürgermeister Christian Ude und sein Wiener Amtskollege, Bürger-
meister und Landeshauptmann Dr. Michael Häupl, hatten zuletzt in einem
offenen Brief an EU-Abgeordnete ihre Forderung nach Klarheit und Rechts-
sicherheit betont und somit ihre Bedenken zum Richtlinienentwurf erneut
deutlich gemacht. Diese „Münchner Linie” hatte auch der Deutsche Bun-
destag einstimmig vertreten und in einem interfraktionellen Antrag die
Bundesregierung zu entscheidenden Nachbesserungen aufgefordert. Auch
in anderen Ländern wie beispielsweise den Niederlanden und Spanien wa-
ren noch vor der Verabschiedung des „Gemeinsamen Standpunkts” die
nationalen Parlamente mit ähnlichen Forderungen an ihre Regierungen
herangetreten, konnten sich jedoch nicht durchsetzen.
Die Entscheidung des EU-Parlaments ist somit insbesondere auch ein
Sieg der Demokratie. Das Parlament hat mit seiner Entscheidung deutlich
gemacht, dass es nicht bereit ist, einen Entwurf, in dem seinen Vorschlä-
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gen nicht Rechnung getragen wird, zu akzeptieren. Gleichzeitig kritisierten
viele Abgeordnete die Praxis des Europäischen Patentamtes, bereits jetzt
in bestehenden Grauzonen zumindest fragliche Trivialpatente zu gewähren.
Die Parlamentarier sprachen sich für eine stärkere Kontrolle des Patent-
amtes aus.
In Deutschland ergibt sich durch das Votum des Europäischen Parlamen-
tes keine Veränderung gegenüber der bisher gültigen Rechtslage, auf de-
ren Basis auch die Entscheidung für Open Source Software in der Landes-
hauptstadt München, das Projekt LiMux, getroffen wurde.
„Die Zeit für eine europaweite Richtlinie, die Klarheit und Rechtssicherheit
im erforderlichen Umfang gewährleistet, war offensichtlich noch nicht ge-
kommen, sicher nicht zuletzt aufgrund der Komplexität der Materie”, be-
grüßte Oberbürgermeister Christian Ude in einer ersten Reaktion das Vo-
tum. Dennoch, so OB Ude, „bleibt das Thema für Europa wichtig und soll-
te nicht komplett auf Eis gelegt werden.”
Bevor das Thema durch die EU-Kommission erneut aufgegriffen wird, dürf-
te jedoch noch einige Zeit vergehen. Unterdessen können die einzelnen
Länder ihre nationale Gesetzgebung zugunsten von mehr Klarheit und
Rechtssicherheit verändern, der von allen Bundestagsfraktionen einstim-
mig verabschiedete Antrag bildet hierfür eine geeignete Grundlage.

(teilweise voraus)
Olympische Winterspiele 2018: Auswirkungen der Entscheidung

des IOC für Sommerspiele 2012 in London

(7.7.2005) Zu den Auswirkungen der Entscheidung des IOC für London er-
klärt der Münchner Oberbürgermeister Christian Ude auf Anfrage:
„Die Chancen für Olympische Winterspiele in München im Jahr 2018
könnten sich durch die Entscheidung des Olympischen Komitees für
Olympische Sommerspiele in London im Jahr 2012 deutlich verbessert
haben, denn eine deutsche Bewerbung für Sommerspiele 2016 ist jetzt
äußerst unwahrscheinlich. Kenner der Entscheidungsprozesse gehen
nämlich davon aus, dass Sommerspiele nicht zweimal direkt hintereinan-
der in Europa durchgeführt werden. Wenn somit die Frage einer deutschen
Bewerbung um Sommerspiele hinfällig ist, steht der Wintersport wieder
im Mittelpunkt des Interesses, und zwar erstmals konkurrenzlos. Aller-
dings muss noch eine weitere olympische Entscheidung abgewartet wer-
den, bevor die Münchner Chancen abschließend bewertet und Schritte zu
einer Bewerbung eingeleitet werden können: Die Entscheidung über die
Winterspiele 2014. Sollte hier eine Stadt der Alpenregion zum Zuge kom-
men, wäre München für die darauffolgenden Spiele wohl aus dem Rennen.
Sollte aber ein Ort in weit entfernten Regionen, wie beispielsweise Süd-
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korea, den Zuschlag erhalten, wäre die Ausgangsposition für die bayeri-
sche Landeshauptstadt im Zusammenwirken mit weiteren Austragungs-
orten im Alpengebiet wirklich hervorragend. Die Stadt München geht da-
von aus, dass im Falle einer solchen positiven Entwicklung Ministerpräsi-
dent Stoiber Vertreter des Nationalen Olympischen Komitees, des Bundes
und der Landeshauptstadt zu einer konstituierenden Sitzung einladen wird,
wie dies bei Bundesinnenminister Otto Schily im Frühjahr vereinbart wor-
den war.“

Marcel Marceau trug sich in das Große Gästebuch der Stadt ein

(7.7.2005) Einen der bedeutendsten Pantomimekünstler empfing gestern
Oberbürgermeister Christian Ude im Rathaus. Kurz vor Beginn seiner
Deutschland-Tournee trug sich Marcel Marceau in das Große Gästebuch
der Stadt München ein. Der französische Pantomime wird vom 2. bis
zum 7. August im Prinzregententheater zu sehen sein.
Dass Marcel Marceau „ein halbes Jahrhundert lang nicht nur eine Kunst-
gattung verkörpert hat wie kein anderer, sondern ein halbes Jahrhundert
lang eine Kunstgattung mit seinem Namen erklärt” wurde, veranschaulich-
te der OB während des Empfangs mit einer Geschichte aus seiner
Jugendzeit. Als ein Mitglied der Theatergruppe, in der auch Christian Ude
spielte, den Theatergruppenleiter damals gefragt habe, was denn eine
Pantomime sei, mit der der 1. Akt beginnen sollte, habe dieser geantwor-
tet: „Eine Pantomime ist das, was der Marceau macht.”
Doch nicht nur hinsichtlich seiner einmaligen Darstellungen auf der Bühne
würdigte Ude in seiner Laudatio Marceau als eine „große Künstlerpersön-
lichkeit”. Obwohl Marceau – er selbst war Widerstandskämpfer in der fran-
zösischen Résistance, sein Vater wurde in Auschwitz ermordet – die Nazi-
Verfolgung erlebte, habe er bereits 1951 sein erstes Gastspiel in Deutsch-
land gegeben. Der deutsch-französischen Freundschaft habe der gebürtige
Straßburger schon damals, zwölf Jahre vor ihrer offiziellen Begründung
durch den Elysée-Vertrag, eine ganz große Bedeutung beigemessen.
Daneben bedankte sich Ude bei seinem 82-jährigen Gast, der in den ver-
gangenen Jahren bereits mehrmals in München aufgetreten ist und seine
kommende Deutschland-Tournee im Münchner Prinzregententheater ab-
schließen wird, für dessen Verbundenheit zur Landeshauptstadt.
Marceau bedankte sich beim OB für den Empfang. Auch wenn die Ge-
schichte nicht vergessen werden dürfe und Erinnerung wichtig sei, habe er
selbst in der Nachkriegszeit keinen Hass auf das deutsche Volk verspürt.
Schließlich sei die junge Generation nicht für das verantwortlich gewesen,
was die Nationalsozialisten getan hätten.
An dem Empfang nahmen auch die Stadträte Dr. Ingrid Anker und Haimo
Liebich (beide SPD) teil.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 7. Juli 2005

Preisauszeichnung bei Münchner Obstständen

Anfrage Stadtrat Richard Quaas (CSU) vom 31.5.2005

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Wilfried Blume-Beyerle

Die Vorschriften der Preisangaben-Verordnung werden im Bereich der
Stadt München durch das Kreisverwaltungsreferat, Sachgebiet Bezirksin-
spektionen/Lebensmittelüberwachung, vollzogen.

Im Einzelnen sind Ihre Fragen wie folgt zu beantworten:

Frage 1:

Ist den zuständigen Behörden die Praxis bekannt, dass an vielen Münchner
Obstständen die Preise, selbst für gängige Obst- und Gemüsesorten, nicht
in ganzen Kilogramm ausgezeichnet werden, sondern eine große Preisanga-
be mit kleineren Teilmengenangaben eines Kilogramms versehen werden?

Antwort:

Nach Feststellungen der Bezirksinspektion Mitte wird bei den Obststän-
den in der Fußgängerzone in der Regel mit Kilogramm-Preisen ausgezeich-
net. Einige Händler bieten ihre Ware darüber hinaus bei der Abnahme von
mindestens 2 Kilogramm zu einem günstigeren Preis bzw. bei der Abnah-
me von 500 g zu einem höheren Preis an.
Eine flächendeckende Überwachung der Preisauszeichnung ist durch die
Lebensmittelüberwachung aber nicht möglich, so dass Abweichungen von
der vorgeschriebenen Preisauszeichnung nicht immer ausgeschlossen
werden können.

Frage 2:

Wie ist die Gesetzeslage bei der Preisauszeichnung bei Lebensmitteln ge-
nerell und bei Obst und Gemüse im Besonderen und ist diese europa-,
bundes- oder landesrechtlich geregelt?
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Antwort:

Die Preisauszeichnung wird bundesweit durch die Preisangaben-Verord-
nung geregelt.
Seit 1. September 2000 ist neben dem Endpreis auch der Preis je Mengen-
einheit (Grundpreis) anzugeben. Die Angabe des Grundpreises geht auf
die Richtlinie 98/6/EG der Europäischen Union zurück, deren Ziel es ist, den
Verbrauchern den Preisvergleich zu erleichtern.
Durch die Änderung der Preisangaben-Verordnung vom 29.6.2000 wurde
die Richtlinie in nationales Recht umgesetzt.

Unter Grundpreis ist der Preis je Mengeneinheit zu verstehen. Die Men-
geneinheit für den Grundpreis ist jeweils 1 Kilogramm, 1 Liter, 1 Kubikme-
ter, 1 Meter oder 1 Quadratmeter. Bei Waren, deren Nenngewicht oder
Nennvolumen üblicherweise 250 Gramm oder 250 Milliliter nicht über-
steigt, dürfen als Mengeneinheit für den Grundpreis 100 Gramm oder 100
Milliliter verwendet werden.

Bei loser Ware ist der Grundpreis entsprechend der allgemeinen Verkehrs-
auffassung entweder 1 Kilogramm oder 100 Gramm bzw. 1 Liter oder 100
Milliliter.
Wird lose Ware in Anwesenheit des Letztverbrauchers abgemessen,
muss lediglich der Grundpreis angegeben werden. Dies ist nachvollzieh-
bar, da der Endpreis der Ware von den Kundenwünschen abhängig ist und
im Vorfeld nicht ausgezeichnet werden kann.
Wird Obst und Gemüse als lose Ware abgegeben, ist demnach die Anga-
be des Grundpreises ausreichend.

Neben dem Preis für 1 Kilogramm kann auch der Preis für andere Mengen
angegeben werden. Der Grundpreis muss jedoch unmissverständlich do-
minieren. Dabei muss die vorgeschriebene Preisangabe für 1 Kilogramm
immer leicht erkennbar und deutlich lesbar sein.
Sollten größere Mengen billiger oder kleinere Mengen teurer verkauft wer-
den, ist zusätzlich auch der sich für diese Mengen ergebende Preis pro
Kilogramm (Grundpreis) anzugeben.

Frage 3:

Entspricht die in 1 dargestellte Art der Preisangabe noch den gesetzlichen
Vorschriften, bzw. dem Gesetzeswillen oder ist diese Praxis bei loser Ware
an Obstständen gar als „allgemeine Verkehrsauffassung” in München oder
Bayern anzusehen?
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Antwort:

Wie in der Antwort zu Frage 2 dargelegt, ist nach den Vorschriften der
Preisangaben-Verordnung neben der Preisangabe für 1 Kilogramm auch
die Angabe von weiteren Mengeneinheiten zulässig.

Frage 4:

Gibt es von Seiten der Münchner Gewerbebehörden Möglichkeiten darauf
hinzuwirken, dass diese Art der Preisangabe in München nicht gängige Pra-
xis bleibt?

Antwort:

Im Rahmen der lebensmittelrechtlichen Kontrollen wird regelmäßig auch
die Einhaltung der Vorschriften zur Preisauszeichnung überwacht. Festge-
stellte Verstöße werden als Ordnungswidrigkeit geahndet.

Frage 5:

Teilt der Oberbürgermeister die Meinung, dass abgesehen von solcher
Praxis verärgerten Münchnern, bei einer Tourismusstadt von Rang, wie
sie München ohne Zweifel ist, solche „Kleinigkeiten” das Bild der Stadt bei
ihren Besuchern trüben kann und evtl. einen unguten „Geschmack” hinter-
lässt?

Antwort:

Wenn neben der Preisangabe für eine geringere Menge auch der Preis
für ein Kilogramm (Grundpreis) angegeben wird, ist davon auszugehen,
dass der durchschnittlich aufmerksame und verständige Verbraucher aus-
reichend informiert wird. Entsprechende Beschwerden sind in der Vergan-
genheit bei der Überwachungsbehörde nicht eingegangen.



Rathaus Umschau
Seite 9

Pflege von städtischen Spielplätzen als Sponsoring

Anfrage Stadtrat Alexander Reissl (SPD) vom 6.4.2005

Antwort Baureferentin Rosemarie Hingerl:

Frage 1:

Welche Regeln gelten für die Referate, Betriebe und Eigengesellschaften
der Stadt München im Umgang mit Sponsoren?

Antwort:

Hierzu erklärt das Direktorium C/S:
„Derzeit gelten die im Beschluss der Vollversammlung vom 09.10.2002
festgelegten Regelungen zum Sponsoring für die städtischen Dienststel-
len und Leitlinien für die städtischen Beteiligungsgesellschaften (vgl. Be-
schluss der Vollversammlung des Stadtrats vom 07.07.2004).

Im Beschluss der Vollversammlung des Stadtrates vom 23.02.2005 wurde
festgelegt, dass das Direktorium einen Erfahrungs- und Informationsaus-
tausch zwischen den Referaten initiiert. Darauf aufbauend soll das Direk-
torium stadtweit geltende Richtlinien zum Sponsoring entwickeln. Es ist
geplant, dass der Erfahrungs- und Informationsaustausch zwischen den
Referaten im Juli 2005 stattfinden wird.”

Zum konkreten Fall der Firma Gliss Gebäude Service ist folgendes zu
sagen:
Im Beschluss des Bauausschusses vom 10.12.2002 (SB) „Firmen über-
nehmen die Patenschaft für die Reinigung und Erhaltung öffentlicher
Räume” wurde das Baureferat mit der Durchführung eines Pilotprojektes
zur Übernahme einer entsprechenden Patenschaft beauftragt. Im Vortrags-
text hatte das Baureferat Voraussetzungen für eine Patenschaft aufge-
stellt. Der „Sponsoringbeschluss” vom 09.10.2002 war dabei vom Baure-
ferat dahingehend interpretiert worden, dass Firmen, die Auftragsverhält-
nisse mit städtischen Dienststellen unterhalten, für ein Sponsoring für die
Stadt nicht in Frage kommen dürfen (z. B. zur Vermeidung einer möglichen
Vorteilsannahme). Im Bestreben, das Pilotprojekt zur Sammlung von Er-
fahrungen umzusetzen, obwohl zu diesem Zeitpunkt die Firma Gliss Ge-
bäude Service Auftragnehmerin der Stadt war, wurden noch ergänzende
Stellungnahmen sowohl der Korruptionsbeauftragten der Landeshaupt-
stadt München, Frau Dr. Beyerle, als auch des Korruptionsbeauftragten
des Baureferates eingeholt. Diese ergaben dann, dass Firmen, die Auf-
tragsverhältnisse zu städtischen Referaten unterhalten, nicht von vorne-
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herein als potentielle Sponsoren ausgeschlossen werden müssen. Dies
führte dazu, dass der Firma Gliss Gebäude Service ein entsprechendes
Sponsoring-Angebot unterbreitet werden konnte (siehe Frage 4). Da die
oben angeführte „Voraussetzung” nicht im Antragstext übernommen war,
sondern nur Teil des Vortragstextes des Beschlusses war, war eine formel-
le Änderung des Beschlusses vom 10.12.2002 nicht erforderlich.

Frage 2:

Welche Initiativen aus dem Stadtrat liegen diesen Regeln gegebenenfalls
zu Grunde?

Antwort:

Hierzu erklärt das Direktorium C/S:
„Folgende Initiativen des Stadtrats liegen den derzeit geltenden Regelun-
gen zu Grunde:
1. Anfrage von Frau Stadträtin Elisabeth Schosser vom 25.01.2000

„Sponsoring für die Landeshauptstadt”,
Ergänzende Anfrage von Herrn Stadtrat Thomas Schmatz vom
01.02.2000 „Sponsoring für die Landeshauptstadt”,
erledigt mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom
09.10.2002.

2. Antrag der CSU-Fraktion, Frau Stadträtin Elisabeth Schosser und Herrn
Stadtrat Helmut Pfundstein vom 10.10.2003, „Sponsoringbericht der
städtischen Gesellschaften”,
erledigt mit Beschluss der Vollversammlung des Stadtrats vom
07.07.2004 (VPA vom 30.06.2004).

3. Antrag der CSU-Fraktion, Frau Stadträtin Elisabeth Schosser vom
21.07.2004 „Verstärktes Sponsoring in städtischen Dienststellen, die
nicht Genehmigungsbehörde sind”, erledigt mit Beschluss der Vollver-
sammlung des Stadtrats vom 23.02.2005 (VPA vom 03.02.2005)”,
sowie

4. Antrag von Herrn Stadtrat Marian Offman vom 09.09.2002 „Firmen
übernehmen die Patenschaft für die Reinigung und Erhaltung öffentli-
cher Räume”, erledigt mit Beschluss des Bauausschusses vom
10.12.2002 (SB).

Frage 3:

Ist die Firma Gliss Gebäude Service, Marsstraße 4, Auftragnehmer bzw.
Anbieter der Stadt?
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Antwort:

Die Antwort zu dieser Frage kann leider aus Datenschutzgründen nicht
veröffentlicht werden.

Frage 4:

Wann und wie hat Herr Dr. Gleitmann auf das Angebot des Baureferates
vom 23.03.2004 reagiert?

Antwort:

Auf das Angebot der Hauptabteilung Gartenbau des Baureferates an die
Firma Gliss Gebäude Service vom 23.03.2004 hat Herr Dr. Gleitmann
nicht reagiert. In diesem Angebot wurde erläutert, dass nach verwaltungs-
internen Klärungsprozessen eine Spielplatzreinigung auf Basis eines Spon-
soring anderweitigen städtischen Auftragsvergaben an die Firma Gliss
nicht im Wege stehen würde, folglich ein solches Sponsoring für den Spiel-
platz im Alten Botanischen Garten oder an der Glyptothek ohne die bei
dem Gespräch im Jahre 2003 ausgemachten Hinderungsgründe möglich
wäre.
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